
 

          

 

Orientierungshilfe 

 zur Erstellung einer pädagogischen Konzeption  

für Kindertageseinrichtungen 

        - Stand Oktober 2015  - 

 

 

 

Gesetzliche Grundlagen 

Seit der Novellierung des Sozialgesetzbuch (SGB) VIII im Jahr 2005 liegt eine bundesge-

setzliche Regelung zur pädagogischen Konzeption in Tageseinrichtungen für Kinder vor: 

 

„Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren Einrich-

tungen durch geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die 

Entwicklung und der Einsatz einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die Erfüllung 

des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur Evaluation 

der Arbeit in den Einrichtungen“(§ 22a, SGB VIII). 

 

In der Gesetzesbegründung wird die pädagogische Konzeption als unverzichtbare Maßnah-

me zur Qualitätsentwicklung und –sicherung in Tageseinrichtungen benannt. 

 

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber im Rahmen des Bundeskinderschutzgesetzes 

(BKiSchG) die Notwendigkeit einer schriftlichen Konzeption dadurch verankert, dass die Er-

teilung einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGBVIII an das Vorliegen einer Konzeption gekop-

pelt ist: 

“Zur Prüfung der Voraussetzung hat der Träger der Einrichtung mit dem Antrag die Konzep-

tion der Einrichtung vorlegen“ (§45 Abs. 3 Nr. 1 SGB VIII). 
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Inhaltliche Zielsetzung 

Nach § 2a Abs. 3 des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) in Baden-Württemberg vom 

19.10.2010 dient der Orientierungsplan für Bildung und Erziehung dem Förderauftrag nach  

§ 22 SGB VIII.  

Der Orientierungsplan steckt den Rahmen und die Bildungsziele ab, die auf eine einrich-

tungsbezogene Konzeption und auf die spezifischen Gegebenheiten vor Ort sowie die kon-

krete Art und Weise der pädagogischen Umsetzung übertragen werden können. 

Im § 45 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII sind zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen 

in den Einrichtungen geeignete Verfahren der Beteiligung so wie Möglichkeiten der Be-

schwerde in persönlichen Angelegenheiten festgehalten (siehe auch Rundschreiben KVJS 

Nr. Dez. 4-12/2012).  

 

Neben oben genannten rechtlichen Vorgaben gibt es verschiedene Bestimmungen und Er-

wartungen von Seiten der Träger, z. B. Dienstordnungen, Vereinssatzungen, die in die Kon-

zeptionsentwicklung Einfluss finden können. 

 

Qualitätsgrundlagen 

Eine Konzeption ist die verschriftlichte Arbeitsgrundlage unter Berücksichtigung des Leitbil-

des des Trägers und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Einrichtung, die in einem 

gemeinsamen Prozess entsteht und immer weiter entwickelt und überprüft werden soll. Die 

Konzeption ist somit die verbindliche Grundlage für das Handeln der einzelnen Fachkräfte in 

der Einrichtung. Um diesen Zweck erfüllen zu können, ist sie eindeutig zu formulieren und 

auf die konkrete Einrichtung zu beziehen. Eine Rahmenkonzeption kann dem Träger und 

dessen Mitarbeiter zur Orientierung dienen ist jedoch nicht ausreichend für die Überprüfung 

im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens (§45 Abs. 3 Nr. 1).  

 

Ziel jeder Konzeption ist es, transparent und überprüfbar festzulegen, wie eine bestimmte 

pädagogische Qualität in der Einrichtung erreicht werden soll. Durch die gemeinsame Klä-

rung von Aufgaben, Zielen, Umsetzungsmaßnahmen und Beurteilungskriterien gibt sich das 

Team eine überprüfbare Qualitätsorientierung.  

Zu berücksichtigen ist bei der Zielsetzung einer Konzeption z.B. die Darstellung von altersge-

rechten Handlungsansätzen, die Darstellung der Haltung, Grundannahmen und das Bild vom 

Kind. Die Förderung soll sich u.a. am Alter und Entwicklungsstand der jeweiligen Kinder ori-

entieren. Für Kinder im Alter bis zu 3 Jahren ist das Eingewöhnungskonzept von besonderer 

und grundlegender Bedeutung hinsichtlich Bindung, Bildung und Erziehung. 

 

Die Konzeption ist darüber hinaus ein wichtiges Instrument, das Profil einer Einrichtung nach 

außen zu vermitteln und die Arbeit für Eltern und Kooperationspartner transparent zu ma-

chen. 

 

Das nachfolgende Raster dient als Orientierung, welche Themenbereiche zu beachten und 

auszuführen sind bei der Erstellung einer Konzeption aufgrund bestehender gesetzlicher 

Regelungen.  



  

Themenbereiche einer pädagogischen Konzeption für  

Kindertageseinrichtungen aufgrund bestehender gesetzlicher Regelungen 

 

SGB VIII;  

BKiSchG ab 01.01.2012  

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der Kon-

zeptionen 

§ 45 Abs. 2 Satz 2 

Nr. 2 

 

Gesellschaftliche und sprachliche 

Integration in der Kindertageseinrich-

tung ist positiv zu unterstützen. 

 

- Besondere Angebote zur 

Sprachförderung 

- Öffnung der Einrichtung 

in das Gemeinwesen 

 

§ 45 Abs. 2 Satz 2 

Nr. 3 

 

Sicherung der Rechte von Kindern 

sowie Anwendung geeigneter Verfah-

ren der Beteiligung 

- Altersgerechte Konzepte 

für Kinder U3/Ü3 

z.B. Nonverbale Beteili-

gungsformen 

- Kinderkonferenzen 

- Elternbeteiligung 

- Orientierungsqualität/ 

Bild vom Kind 

 

§ 45 Abs. 2 Satz 2 

Nr. 3 

Anwendung von geeigneten Verfah-

ren zur Möglichkeit der Beschwerde 

 

 

- Altersgerechte Konzepte 

für Kinder (For-

men/Möglichkeiten der 

Beschwerde) 

- Ablaufschema zur Be-

schwerde 

- Kontaktstellen (Träger, 

Fachberatung, Jugend-

amt etc.) 

- Elternbeteiligung 

 

§ 45 Abs. 3 Nr. 1 Die Konzeption gibt Auskunft über 

Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung 

und -sicherung 

- Darstellung von Metho-

den 

- Qualitätszirkel 

- Jährliche Überprüfung 

an Klausurtagen, Päda-

gogischen Tagen o.ä. 
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Kindbezogene Rechtsgrundlagen  

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der Kon-

zeptionen 

§ 22 Abs. 2 SGB 

VIII 

§ 2 KiTaG Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 SGB VIII 

 

 

Kitas sollen die Entwicklung eines 

Kindes zu einer eigenverantwortli-

chen und gemeinschaftsfähigen Per-

sönlichkeit fördern. 

 

- Werte und Erziehungs-

ziele 

- Bildungsverständnis/Bild 

vom Kind 

- Entwicklung von sozialen 

und emotionalen Kompe-

tenzen 

 

§ 22a Abs. 2 Satz 1 

SGB VIII 

Sicherung der Kontinuität der Erzie-

hungsprozesse 

- Eingewöhnung 

- Beziehungsgestaltung 

- Tagesablauf 

- Rituale 

 

§ 22 Abs. 3 SGB 

VIII 

Förderung soll sich am Alter, Entwick-

lungsstand, sprachlichen und sonsti-

gen Fähigkeiten, der Lebenssituation 

sowie Interessen und Bedürfnissen 

des einzelnen Kindes orientieren und 

seine ethnische Herkunft berücksich-

tigen. 

 

- Beobachten 

- Dokumentieren 

- Ermöglichen von be-

darfsgerechten informel-

len und nonformalen Bil-

dungsprozessen, die an 

den aktuellen Bildungs-

bedürfnissen der Kinder 

anknüpfen 

 

§ 22 Abs. 3 SGB 

VIII 

Der Förderauftrag umfasst Erziehung, 

Bildung und Betreuung des Kindes 

und bezieht sich auf die  

- soziale Entwicklung (soziale 

Kompetenzen wie Selbststän-

digkeit, Toleranz, Verantwor-

tung, Gemeinschaftsfähig-

keit…) 

- emotionale Entwicklung 

- körperliche Entwicklung 

- geistige Entwicklung 

Er schließt die Vermittlung orientie-

render Werte und Regeln ein. 

- Umsetzung der ver-

schiedenen Bildungsbe-

reiche (z. B. nach dem 

Orientierungsplan) 
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Kindbezogene Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der Kon-

zeptionen 

 

§ 9 Nr. 3 SGB VIII 

Förderung der Gleichberechti-

gung von Jungen und Mäd-

chen. 

- Geschlechtsspezifische 

Gestaltung der Bil-

dungsprozesse 

Artikel 12 UN Kinder-

rechtskonvention 

Berücksichtigung der Rechte 

der Kinder 

- Beteiligung der Kinder 

(Partizipation) 

Artikel 29 UN Kinder-

rechtskonvention 

Bildung soll darauf ausgerich-

tet sein, die Persönlichkeit und 

alle Begabungen, geistigen 

und körperlichen Fähigkeiten 

eines Kindes zur Entfaltung zu 

bringen 

- Werte und Erziehungs-

ziele, Beobachtung, Do-

kumentation und Refle-

xion 

- Ermöglichung von Be-

darfsgerechten Bil-

dungsprozessen unter 

Berücksichtigung von 

Vielfalt 

§ 22a Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII …den Kindern einen gelingen-

den Übergang in die Schule 

sichern. 

 

- Übergang Kita - Schule 

Artikel 7 UN Behinderten-

rechtskonvention 

 

 

 

 

§ 22a Abs. 4 SGB VIII 

§ 2 KiTaG Abs. 2 

 

 

 

 

Kinder mit Behinderung sollen 

gleichberechtigt mit anderen 

Kindern alle Menschenrechte 

und Grundfreiheiten genießen 

können 

 

Kinder mit und ohne Behinde-

rung sollen, sofern der Hilfe-

bedarf es zulässt, in Gruppen 

gemeinsam gefördert werden  

 

 

- Inklusion von Kindern 

aller Nationalität und 

Vielfalt 

§ 8a SGB VIII Werden in einer KiTa gewich-

tige Anhaltspunkte für eine 

Gefährdung des Wohls eines 

Kindes bekannt, so hat das 

pädagogische Fachpersonal 

dem nachzugehen und bei der 

Abschätzung des Gefähr-

dungsrisikos eine insoweit 

erfahrene Fachkraft hinzuzu-

ziehen. Die Eltern sowie ggf. 

das Kind ist einzubeziehen, 

wenn hierdurch der wirksame 

Schutz des Kindes nicht in 

Frage gestellt wird. 

 

- Verfahren zum Umgang 

mit Kindeswohlgefähr-

dung 

- KiWo Skala KiTa 

- KiWo Skala Schulkind 
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Familienbezogene Rechtsgrundlagen  

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der Kon-

zeptionen 

§ 22 Abs. 2 Nr. 2 

SGB VIII 

§ 2 KiTaG Abs. 1 

Kitas sollen die Erziehung und Bil-

dung in der Familie unterstützen und 

ergänzen 

 

 

- Zusammenarbeit mit 

Familien 

- Erziehungspartnerschaft 

§ 22 Abs. 2 Nr. 3 

SGB VIII 

Kitas sollen den Eltern dabei helfen, 

Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 

besser miteinander vereinbaren zu 

können. 

 

- Öffnungszeiten 

- Schließtage 

- Ferienbetreuung 

§ 22a Abs. 2 Satz 2 

§ 5 KiTaG 

 

 

Die Erziehungsberechtigen sind an 

den Entscheidungen in wesentlichen 

Angelegenheiten der Erziehung, Bil-

dung und Betreuung zu beteiligen 

 

- Elternmitwirkung 
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Sonstige Rechtsgrundlagen (Qualitätsentwicklung, Fachkräfte und Kooperation) 

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der Kon-

zeptionen 

§ 22a Abs. 2 Nr. 1-3  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VWV Kooperation 

zwischen Tagesein-

richtungen 

für Kinder und 

Grundschulen 

Die Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe sollen sicherstellen, 

dass die Fachkräfte in ihren Ein-

richtungen zusammenarbeiten. 

 

1) Die Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe sollen sicherstellen, 

dass die Fachkräfte mit dem Er-

ziehungsberechtigen zum Wohl 

der Kinder und zur Sicherung der 

Kontinuität des Erziehungspro-

zesses zusammenarbeiten. 

 

2) Kooperation mit Kinder- und 

familienbezogenen Institutionen 

und insb. Initiativen im Gemein-

wesen . 

 

3) Kooperation mit Schulen, um 

den Kindern einen guten Über-

gang in die Schulen zu sichern 

und um die Arbeit mit Schulkin-

dern und Horten und altersge-

mischten Gruppen zu unterstüt-

zen. 

 

- Teamarbeit 

 

 

 

 

- Kooperation mit Eltern 

 

 

 

 

 

 

 

- Kooperation und Ge-

meinwesenarbeit 

 

 

 

- Kooperation mit Schulen 

§ 22a Abs. 1 SGB 

VIII 

Die Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe sollen die Qualität der 

Förderung in ihren Einrichtungen 

durch geeignete Maßnahmen 

sicherstellen und weiterentwi-

ckeln. Dazu gehören die Entwick-

lung und der Einsatz einer päd. 

Konzeption als Grundlage für die 

Erfüllung des Förderauftrags so-

wie der Einsatz von Instrumenten 

und Verfahren zur Evaluation der 

Arbeit in der Einrichtung. Die 

KiTas sollen auf Basis kontinuier-

licher Selbstevaluation unter Ein-

beziehung der Eltern und in Ver-

bindung mit internen Zielverein-

barungen konsequent und syste-

matisch an der Weiterentwicklung 

der Qualität anbieten. 

- Entwicklung und Einsatz 

von Verfahren zur 

Selbst- und Fremdeva-

luation 

- Weiterentwicklung der 

Qualität der Einrichtung 

- Analyse von Prozess-, 

Struktur- und Ergebnis-

qualität 
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Sonstige Rechtsgrundlagen (Qualitätsentwicklung, Fachkräfte und Kooperation) 

Rechtsgrundlagen Inhalt Themenbereiche der 

Konzeptionen 

§ 7 KiTaG 

Abs. 7 

Abs. 6 Nr. 2 

Abs. 2 Nr. 1-10 

Fachkräfte: 

Aufgaben der Leitungskräfte und 

Gruppenleitungen 

Qualifikation der päd. Fachkräfte  

 

- Aufgabenbeschreibung 

der Fachkräfte 

 

 


